Sitzungsvorlage Nr. 1450/2017

Gemeinde

Rudersberg

Rems — Murr — Kreis

Federfiihrendes Amt: | Bauamt
Behandlung Gremium Termin Status
Entscheidung Gemeinderat 24.10.2017 offentlich

Ausbau der TeichstraBe und eines Teilabschnitts der Siidhalde in Krehwinkel
- Entscheidung iiber die Ausbauvariante und Baubeschluss

Beschlussvorschlag

1. Der Entwurfsplanung Variante 2 zum Ausbau der Teichstralte wird zugestimmt und der

Baubeschluss gefasst.

2. Der Abweichung von den Festsetzungen des Bebauungsplans durch die Planunter-

schreitung wird zugestimmt.

Haushaltsrechtliche Deckung 2.6300.9508 EB Abwasser EB Gde.Werke
: 2.6700.9600 V-Plan s.S.432 V-Plan s.S.432
HHSt. Ausbau TeichstraBe 27900 9601 12 12
StraBenausbau +
Kabelleerrohre
Investitions- bzw. Anschaffungskosten
Teichstral®
Lolensirae 321.000 EUR | 371,000 EUR | 151.000 EUR
76.000 EUR
Haushaltsansatz
- Stdhald
 Teichatrate 102.000 EUR | 200.000 EUR | 155.000 EUR
340.000 EUR
Haushaltsrest: EUR EUR EUR
Haushaltsperre EUR EUR EUR
Verpflichtungserméchtigung fiir 2018: EUR 173.000 EUR EUR
EUR EUR EUR
Uber- bzw. auBerplanmaRige Ausgaben EUR EUR EUR
Noch freie Mittel 45.000 EUR 2.000 EUR 4.000 EUR

Fur den Ausbau der Teichstral’e kénnen ErschlieRungsbeitrage in Héhe von ca. 285.000

EUR gegengerechnet werden.
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Sachverhalt

Der Ausschuss flr Bauen, Verkehr und Umwelt hat in seiner Sitzung am 26.07.2016 be-
schlossen die Teichstralle und einen Teilabschnitt der Sidhalde auszubauen und das Inge-
nieurbiro Frank mit der Planung beauftragt. Auf die Vorlage 1177/2016 wird verwiesen. Da-
raufhin wurden im Rahmen von Informationsveranstaltungen am 16.11.2016 und 20.07.2017
die Anwohner Uber die vorgesehene MalRnahme informiert und Anregungen zur Planung
aufgenommen. Soweit moglich wurden die Anregungen und Winsche in die Planung einge-
arbeitet.

Am 20.07.2017 wurden 2 Planungsvarianten vorgestellt. Bei der Planungsvariante 2 wird der
Stralienausbau durchgangig komplett in Asphaltbauweise hergestellt. Als Stra3enfihrung ist
beidseitig ein Betonrandstein/Rundbord vorgesehen der talseits als Wasserfiihrung fir die
StraRenentwasserung dient. Einbauten, Gestaltungselemente etc. sind in der Stral3e nicht
vorgesehen.

Bei der Variante 1 wird die Oberflache ebenfalls in Asphaltbauweise hergestellt. Eine 50 cm
breite Entwasserungsrinne unterteilt die Stral3enflache optisch in einen 4 m breiten ,Fahr-
streifen“ und in einen 1 m breiten ,Seitenstreifen®. Fahrstreifen und Seitenstreifen sind fahr-
bahneben. Als StralRenflhrung dient beidseitig ein Betonrandstein/Rundbord. Als Wasserflih-
rung fur die Strallenentwéasserung dient die aus Beton eingebaute Entwasserungsrinne.
Sonstige Einbauten und Gestaltungselemente sind nicht vorgesehen.

Aufgrund den Mehrkosten der Variante 1 in Héhe von rund 18.000 EUR hat sich die zwi-
schenzeitlich gegriindete Birgerinitiative fir die ginstigere Variante 2 entschieden. Die An-
wohner ist jedoch nach wie vor gréftenteils nicht mit einem Ausbau einverstanden bzw. sind
der Auffassung die Stralde sei bereits endguiltig hergestellt und es kdnnen deshalb keine Er-
schlieungsbeitrage mehr erhoben werden.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes Baden-Wirttemberg
sind sogenannte ,historische” und deswegen beitragsfreie Erschlielungsanlagen

StralRen, die zum malgeblichen Stichtag 01.01.1873 (Inkrafttreten der neuen allgemeinen
Bauordnung fur Warttemberg) ,fertige OrtsstralRen waren, deren Entwicklung bei Inkrafttreten
der Wirttembergischen neuen allgemeinen Bauordnung hinsichtlich ihres Ausbau- und Ver-
kehrszustandes flr den innerdrtlichen Verkehr von Haus zu Haus und fiir den regelmaRigen
Anbau im Wesentlichen abgeschlossen waren® (vgl. u.a. VGH Baden-Wdrttemberg, Urteil
vom 24.02.1994 — 2 S 1287/93-). Das bedeutet, dass der Ausbau der betreffenden Stralle
vor dem 01.01.1873 erfolgt sein muss, die betreffende Erschliefungsanlage am genannten
Stichtag dem innerdrtlichen Verkehr gedient hat und zum Ausbau bestimmt und tatsachlich
angebaut war. Diese Voraussetzungen mussen kumulativ vorliegen, um eine Erschlielungs-
anlage als historisch im Sinne der genannten Rechtsprechung qualifizieren zu kénnen.

Aus der Urkarte von 1831 ergibt sich, dass an der heutigen Teichstral3e kein regelmaRiger
Anbau vorhanden war. Weiter weisen die Bauakten der ,Teichstrale“ Wohnbebauung ab
Ende der 1940er Jahre vor. Die Teichstral3e ist daher keine historische ErschlieBungsanlage
im Sinne der genannten Rechtsprechung.

Weiter kdnnte die Teichstralie deshalb beitragsfrei sein, weil eine beitragsfreie ,hergestellte*
Stralde vorliegt. Nach dem Inkrafttreten der neuen allgemeinen Bauordnung zum 01.01.1873
im friheren wurttembergischen Landesteil bis zum Inkrafttreten der erschliefungsbeitrags-
rechtlichen Vorschriften des Bundesbaugesetztes am 30.06.1961 kann es sich bei einer Er-
schlielBungsanlage nur dann um eine beitragsfreie Stralle handeln, wenn ein Ortsbauplan
oder ein nach § 7 des Aufbaugesetztes vom 18.08.1948 erlassener Bebauungsplan vorliegt,
die Stra’e zum Anbau bestimmt ist und die Stral’e entsprechend den Ausweisungen des
Plans vor dem Inkrafttreten der erschlieBungsbeitragsrechtlichen Vorschriften des Bundes-
baugesetzes am 30.06.1961 endgultig hergestellt war.
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Plane aus der Zeit vor dem Inkrafttreten der erschlieRungsbeitragsrechtlichen Vorschriften
des Bundesbaugesetzes am 30.06.1961 liegen nicht vor. Die Teichstral3e liegt im Geltungs-
bereich der Bebauungsplane ,Sauhalden® (Inkrafttreten am 27.04.1973) sowie ,Erweiterung
Sauhalden® (Inkrafttreten am 13.02.2003).

Damit fehlt es an einer Grundvoraussetzung fur die Annahme einer beitragsfreien ,herge-
stellten” Stralde, welche die Entstehung von ErschlieRungsbeitragen ausschlief3t.

Aufgrund der oben genannten Ausfihrungen handelt es sich bei der Teichstral’e weder um
eine historische noch um eine vorhandene Stralte. Bei einem plangemalien Ausbau der Er-
schlieBungsanlage ,Teichstralle® sind die Anlieger zum ErschlieRungsbeitrag nach heutigem
Recht zu veranlagen.

Darlber hinaus wird von der Biirgerinitiative die Meinung vertreten, dass wenn ein Ausbau
kommt eine Breite von 5,00 m ausreichend sei.

Die modifizierte Entwurfsplanung bleibt bereits deutlich hinter den Festsetzungen der am
27.04.1973 und 13.02.2003 Inkraft getretenen Bebauungspléane ,Sauhalden und ,Erweite-
rung Sauhalden® zurtick. Hiernach wurde urspriinglich eine Ausbaubreite von 6,00 m vorge-
sehen. Nach § 125 (3) BauGB werden die Grundziige des Bebauungsplans durch die Plan-
unterschreitung nicht berihrt.

Der Ortschaftsrat Asperglen hat einstimmig beschlossen den Stralienausbau weiter zu ver-
folgen.

Stellungnahme der Verwaltung

Durch die Bebauungsplane wurde die Form der ErschlieRung vorgegeben. Diese wurden
auch als Maf3stab bei den bereits getatigten Grunderwerben herangezogen. Eine weitere
Unterschreitung der Ausbaubreite entsprechend dem Wunsch der Anwohner ist aus Sicht
der Verwaltung nicht zu befirworten. Grundsatzlich sollte bis auf wenige Einengungen auf-
grund der ortlichen Verhaltnisse eine Ausbaubreite von 5,50 m angestrebt werden. Dies ent-
spricht den heutigen Anforderungen an einen ordnungsgemafien Stralkenausbau.

Dem Wunsch der Burgerinitiative nach der gunstigeren Variante kann nachvollzogen wer-
den, auch wenn die Variante 1 mit der abgesetzten Entwasserungsrinne die Gestaltung auf-
gelockert hatte.

Vorgesehen ist, unmittelbar nach Baubeschluss die Grundstiicksverhandlungen bzgl. des
notwendigen Grunderwerbs weiter zu betreiben und anschlieRend die Baumalinahme aus-
zuschreiben und nach Vorliegen des Ausschreibungsergebnisses die ErschlieRungskosten
weiter zu ermitteln.

Anlage/n:
Anlage 1: Lageplan StralRenausbau - Variante 1
Anlage 2: Lageplan StraRenausbau - Variante 2



	ref_voname
	Gremium
	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt
	SMC_BM_VOTEXT5

